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Wenn Praxispartner getrennte Wege gehen (2):  
Die Gewinnverteilungsregelungen des  

Gesellscha#svertrags

Uneinigkeiten über die Verteilung des Ge-
winnes stellen einen der Hauptgründe dar, 
weshalb Praxispartner getrennte Wege ge-
hen. O#mals $nden sich keine klaren Re-
gelungen im Gesellscha#svertrag. Im zwei-
ten Artikel unserer Beitragsreihe möchten 
wir deshalb einige mögliche Gewinn ver-
teilungs regelungen vorstellen. Gleichzeitig 
geben wir einen Überblick über häu$ge  
Problemkreise.

Die gesetzlichen Regelungen

Paragraf 722 Absatz 1 BGB gibt zunächst Fol-
gendes vor: „Sind die Anteile der Gesell-
scha#er am Gewinn und Verlust nicht be-
stimmt, so hat jeder Gesellscha#er ohne 
Rücksicht auf die Art und die Größe seines 
Beitrags einen gleichen Anteil am Gewinn 
und Verlust.“ Finden sich im Gesellscha#s-
vertrag also keine Regelungen zur Gewinn- 
und Verlustbeteiligung, wird der Gewinn 
(beziehungsweise der Verlust) gleichmäßig 
zwischen den Praxispartnern verteilt.

Darüber hinaus ist Paragraf 722 Absatz 2 
BGB zu beachten: „Ist nur der Anteil am Ge-
winn oder am Verlust bestimmt, so gilt die 
Bestimmung im Zweifel für Gewinn und 

Verlust.“ Enthält der Gesellscha#svertrag 
nur eine Regelung, also entweder zum Ge-
winn oder zum Verlust, sagt das Gesetz,  
dass der Gewinn und Verlust zu gleichen  
Teilen verteilt wird.

Nachfolgeberatung:  
Junior-/Seniorpartner-Modell

Bei vielen Zahnärzten ist das Junior-/Senior-
Modell eine populäre Gestaltungsvariante, 
um die Praxisnachfolge zu planen. Falsch 
gestaltet, enthält dieses Modell allerdings 
gravierende Stolpersteine, die die $nanziel-
le Existenz bedrohen können.

Beispiel: Frau Dr. Zahn und Herr Dr. Mund, 
beide 48 Jahre, möchten die junge ambitio-
nierte Zahnärztin Dr. Klug als potenzielle 
Nachfolgerin in ihre Gemeinscha#spraxis 
aufnehmen. Dr. Mund und Dr. Zahn möch-
ten zunächst eine „Kennenlernphase“ ver-
einbaren, um die gemeinsame Zusammen-
arbeit zu erproben. Während dieser Zeit soll 
Dr. Klug eine $xe Gewinnbeteiligung erhal-
ten, die sich an ihrem erwirtscha#eten Um-
satz orientiert. Gleichzeitig soll Dr. Zahn und 
Dr. Mund die Möglichkeit gegeben wer - 
den, Dr. Klug aus der Praxis hinauszukündi-
gen, wenn die Zusammenarbeit nicht fruch-
tet. Zudem soll Dr. Klug zunächst nur einge-
schränkte Vollmachten für das gemeinsame 
Praxiskonto erhalten. Da Dr. Mund und Dr. 
Zahn Geld sparen wollen, wird ein Gesell-
scha#svertrag ohne anwaltliche Unterstüt-

zung aufgesetzt. Es wird vereinbart, dass  
Dr. Klug 30 Prozent ihres eigenen Umsat - 
zes als Gewinn erhält; unabhängig davon, 
ob die Praxis einen Gewinn oder Verlust  
erwirtscha#et. Den verbleibenden Gewinn 
beziehungsweise den Verlust teilen sich Dr. 
Mund und Dr. Zahn.

Erprobungsphase und  
Hinauskündigungsrecht

Diese in der Praxis häu$g anzutre%ende Ge-
staltungsvariante beherbergt gleich mehre-
re Gefahrenquellen. Zum einen ist nach der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
(BGH) eine Erprobungsphase mit dem Da-
moklesschwert der Hinauskündigung nur 
für einen begrenzten Zeitraum von maxi-
mal drei Jahren zulässig. Denn im Gesell-
scha#svertrag gilt grundsätzlich die Regel: 
„Wer kündigt, der geht“. Wollen die Gesell-
scha#er von diesem Grundsatz wegen der 
Erprobungsphase abweichen, ist dies zum 
Schutz des Juniorpartners, hier Dr. Klug, nur 
eingeschränkt zulässig. Bei der vertragli-
chen Gestaltung sollte deshalb unbedingt 
auf folgende Punkte geachtet werden:
 • Die Erprobungsphase sowie deren  

Gründe sollten im Vertrag Niederschlag 
$nden, etwa in der Präambel.

 • Die Erprobungsphase sollte nicht zu  
lange vereinbart werden  
(maximal drei Jahre).

 • Das Hinauskündigungsrecht darf sich 
nur auf die ordentliche Kündigung  
beziehen.

Zahnarzt in freier Praxis

Zum anderen muss ein Gesellscha#sver trag 
so ausgestaltet sein, dass jeder Gesellschaf-
ter das Merkmal des Zahnarztes in freier 
Praxis erfüllt. Die Erfüllung dieses Kriteri-
ums ist in Gefahr, wenn einem Gesellschaf-
ter „weniger“ Rechte als den anderen zu-
gestanden werden. Dies ist etwa dann der 
Fall, wenn – wie bei Dr. Klug – eingeschränk-
te Vollmachten vereinbart werden. Gleich-
zeitig spricht eine $xe umsatzabhängige  
Gewinnverteilung gegen das Merkmal in 
freier Praxis. Das Bundessozialgericht (BSG) 
hat hierzu in einem Grundsatzurteil ent-
schieden, dass jeder Gesellscha#er das wirt-
scha#liche Risiko tragen muss, was bei ei-
ner $xen umsatzabhängigen Gewinnver-
teilung nicht der Fall ist.

Außerdem ist mit einer $xen umsatzab-
hängigen Gewinnverteilung stets das Risi-
ko einer gewerblichen In$zierung der Ein-
kün#e verbunden. Das bedeutet, dass auf 
sämtliche Gewinne der Praxis Gewerbe-
steuer anfällt. Zwar $ndet eine Anrechnung 

der Gewerbesteuer auf die Einkommens-
steuer statt, allerdings nicht unbegrenzt. 

Variable  
Gewinnverteilungsmodelle

In der dentalen Praxis haben sich umsatz-
abhängige Gewinnverteilungsmodelle den-
noch bewährt. Allerdings bedürfen solche 
stets einer sorgfältigen Prüfung vor Unter-
zeichnung des Gesellscha#svertrags. Es soll-
te zwischen den Gesellscha#ern im Vorfeld 
besprochen werden, welche Umsatzerwar-
tungen an die gemeinsame Berufsausübung 
gestellt werden. So können Missverständ-
nisse und nicht erfüllte Erwartungen ver-
mieden werden. Bemerken die Gesellschaf-
ter bei der Umsatzplanung, dass die Umsät-
ze (weit) auseinanderliegen, ist zu überlegen, 
von einer umsatzabhängigen Gewinnver-
teilung Abstand zu nehmen und $xe pro-
zentuale Beteiligungen zu vereinbaren.

Geschäftsführeraufgaben  
im Detail festlegen

Weiterhin ist vor jeder Gewinnverteilungs-
gestaltung zunächst festzulegen, welche 
Aufgaben die einzelnen Gesellscha#er er-
füllen. Denn jedes Mehr an Gesellscha#er-
aufgaben (beispielsweise Abstimmung mit 
den Rechtsanwälten/Steuerberatern, Perso-
nalführung, Marketing) kostet Zeit und 
führt denknotwendigerweise zu einer Min-
derung des persönlichen Honorarumsatzes. 
Sind die Gesellscha#eraufgaben in ihrer 
zeitlichen Intensität nun unterschiedlich 
verteilt, ist eine variable, sich am eigenen 
Honorarumsatz orientierende Gewinnver-
teilung nicht interessengerecht. In einem 
solchen Fall sind praxisinterne Streitigkei-
ten programmiert. 

Praxistipp

Die Gewinnverteilungsregelungen gehö ren 
zu den wichtigsten Regelungen eines Gesell-
scha#svertrags. Aus unserer täglichen Be-
ratungspraxis wissen wir, dass sich für die 
Gestaltung der Gewinnverteilung o#mals 
nicht die notwendige Zeit gegeben wird. 

Gerade Musterverträge enthalten diesbe-
züglich völlig unzureichende Regelungen, 
die die wirtscha#liche Existenz der Praxis 
beziehungsweise der Gesellschafter im 
Streitfall stark belasten.

Christian Erbacher, LL.M.
Rechtsanwalt, Fachanwalt für 
Medizinrecht, Bad Homburg

(wird fortgesetzt)
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